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AKTUELL 
Neuer Ministerpräsident 

(AP) Der Führer der aus 18 Par­
teien bestehenden Islamischen De­
mokratischen Allianz (IJI), Nawaz 
Sharif, ist am Dienstag vom neuen 
pakistanischen Parlament in Islama­
bad erwartungsgemäss zum Mini­
sterpräsidenten gewählt worden. 
Die frühere Ministerpräsidentin Be-
nazir Bhutto war im August von 
Staatspräsident Ishaq Khan wegen 
Amtsmissbrauchs und Korruption 
entlassen worden, ihre Pakistani­
sche Volkspartei (PPP) erlitt bei der 
Wahl im Oktober eine vernichtende 
Niederlage. 

Erster Herbstfrost 
In vielen Regionen des Schweize­

rischen Mittellandes sind in der 
Nacht auf den Dienstag die Tempe­
raturen erstmals in diesem Herbst 
auf und unter die Frostgrenze gefal­
len. Am kältesten wurde es laut den 
Angaben der Schweizerischen Me­
teorologischen Anstalt (SMA) mit 
minus vier Grad in Freiburg und 
minus zwei Grad in Bern. 

Viele sind nicht mehr in der Lage, Grundeigentum zu erwerben 
Die Bodenpolitik in unserem Land au f  dem Prüfstand - Bericht der Regierung wurde wegen Oberflächlichkeit im Landtag kritisiert 

Achtung bei 
Thunfischverzehr! 

Nach dem Auftreten eines Falles von 
Botulismus, einer schweren und oft töd­
lich verlaufenden Lebensmittelvergif­
tung, wird der Verzehr von Thunfisch 
spanischer Herkunft als Ursache vermu­
tet. Dabei handelt es sich um Thunfisch-
Dosen der Bezeichnung: 

- Conservao Dardo S L PO 67 
No de Registro 

- Sanitario 12.569 / PO 
- Avda Castelao 25, Isla de Arosa-

Pontevedra 
Lebensmittelgeschäfte und Privatperso­
nen, die Thunfisch mit obiger Bezeich­
nung im Sortiment haben bzw. besitzen, 
sind aufgefordert, den Konsum dieses 
Thunfisches zu verhindern und gehalten; 
umgehend mit dem «Amt für Lebensmit­
telkontrolle» (Telefon 6 63 82) Kontakt 
aufzunehmen. Umfangreiche Kontrollen 
sind bereits angelaufen. 

Amt für Lebensmittelkontrolle 

Amnesty klagt 
Burma an 

Bern (AP) Die Menschenrechtsorgani­
sation Amnesty International (AI) hat 
der Militärregierung Burmas systemati­
sche Folter sowie willkürliche Verhaftun­
gen und Erschiessungen von Regimegeg­
nern vorgeworfen. Seit der Niederschla­
gung der Demokratiebewegung im Sep­
tember 1988 habe sich Burma, das sich 
jetzt offiziell Myanmar nennt, in einen 
Staat des Schreckens und des Terrors ver­
wandelt, schreibt AI in einem am Mitt­
woch veröffentlichten Bericht. 

In*den letzten zwei Jahren seien Tau­
sende von Menschen auf offener Strasse 
oder in Hinterhöfen erschossen worden. 
Bereits die Bekanntschaft mit Regie­
rungskritikern könne Haft, Folter oder 
Tod bedeuten, heisst es in dem Bericht j 
weiter. ' 

DENNER-Satellit 

(G.M.) - Der Bodenmarkt im Fürsten­
tum Liechtenstein funktioniert praktisch 
nicht mehr. Zu dieser Auffassung gelang­
te die Regierung in einem Bericht an den 
Landtag. Der Regierungsbericht musste 
sich im Landtag allerdings Kritik gefallen 
lassen, weil er nach Auffassung einzelner 
Abgeordneter weitgehend an der Ober­
fläche blieb und wenig neue Daten ent­
hielt. Die Thematik des Bodenmarktes 
und der Bodenpolitik bleibt jedoch wei­
terhin aktuell, obwohl der Landtag den 
Bericht der Regierung zur Kenntnis ge­
nommen und auf der parlamentarischen 
Ebene abgeschrieben hat. 

Die Bodenpreise sind nach dem Regie­
rungsbericht in den zurückliegenden fünf 
Jahren um das Doppelte bis Dreifache 
angestiegen. Faktoren für diese enorme 
Preisentwicklung sind nach Angaben der 
Regierung die günstige Wirtschaftserit-
wicklung, der leichte Zugang zu günsti­
gen Krediten, der steigende Wohlstand, 
die steigende Nachfrage nach Wohnraum 
und die Verwendung des Bodens als at­
traktive Anlagemöglichkeit wegen der 
minimalen Besteuerung und dem enor­
men Wertzuwachs. All diese Faktoren 
haben nach Ansicht der Regierung dazu 
geführt, dass die Nachfrage nach Grund­
besitz einerseits immer mehr angestiegen 
ist, während das Angebot geringer wur­
de. Die Folge dieser auseinanderscheren­
den Entwicklung sind starke Preissteige­
rungen, die es vielen in unserem Land 
nicht mehr ermöglichen, ein Grundstück 
für Bauzwecke zu erwerben. 

Kein Bodenmarkt mehr 
Mit Nachdruck weist die Regierung in 

ihrem Bericht darauf hin, dass in unserem 

c Schaan-Vaduz 

aktuell -
frisch 

und preiswert 
Beachten  Sie die laufenden 

Denner-Aktionen in der Tagespressfe. 

Land praktisch kein Bodenmarkt mehr 
funktioniere: «Die privaten Bodenbesit­
zer sehen grossenteils keine wirtschaftli­
che Notwendigkeit, Boden zu verkaufen. 

Die öffentliche Hand anderseits verfügt 
über zu wenig Baulandreserven, um der 
festgestellten Stagnation auf dem Boden­
markt entgegenzuwirken.» Diese allge­
meinen Feststellungen veranlassten den 
FBP- Abgeordneten Dr. Ernst Walch im 
Landtag zur kritischen Bemerkung, die 
Regierung wiederhole hiermit nur «land­
läufige Behauptungen», ohne die ent­
sprechenden Belege oder Erhebungen 
vorzulegen. Die Kritik an Gemeinplätzen 
hätte auch das Kapitel über die Auswir­
kungen der hohen Bodenpreise umfassen 
können, wo die Regierung festhielt, dass 
höhere Preise für Grundstücke einen hö­
heren Kapitalaufwand bei Neubauten er­
forderten und die Verzinsung des zusätz­
lichen Kapitals eine Erhöhung der Miet­
preise bewirkten. Auch die Schlussfolge­
rung aus dieser allgemeingültigen Fest­
stellung, dass es folglich für einkommens­
schwache Personen immer schwieriger 
werde, zu «tragbaren Bedingungen Woh­
nungen und Geschäftsräume zu finden», 
geht kaum über den Kenntnisstand der 
Allgemeinheit hinaus. Interessant hinge­
gen wäre für die künftige Weichenstel­
lung der Boden- und Wohnbaupolitik die 
detaillierte Ausführung gewesen, was die 
Regierung unter einem «niedrigen Leer-
wohnungsbestand» verstehe und wieviele 
Wohungen. in unserem Land überhaupt 
leerstehen. 

Keine Änderung durch Eingriffe 
Der Bericht de r  Regierung, der sich 

durch viele allgemeine Umschreibungen 

Datenschutz wird gewährleistet 
Vorbereitungen für die Volkszählung 1990 sind im Gange 

Auch in unserem Land findet anfangs Dezember eine Volkszählung statt. Das A m t  für  
Volkswirtschaft ist mit den Vorbereitungen für  diese Erhebung beauftragt worden. Das 
Verfahren f ü r  die Volkszählung ist in unserem Land ähnlich wie in der Schweiz, da 
auch die Auswertung der Daten in der Schweiz erfolgt. (Bild: Keystone) 

(G.M.) - Alle zehn Jahre werden Volks­
zählungen durchgeführt. Auch dieses 
Jahr soll eine Zählung durchgeführt wer­
den, wobei der Stichtag der 4. Dezember 
1990 ist. Die Vorarbeiten für die Volks­
zählung, mit der das Amt für Volkswirt­
schaft beauftragt wurde, sind weitgehend 
abgeschlossen. Mit ersten Ergebnissen 
der Volkszählung wird anfangs 1992 ge­
rechnet, weitere Auswertungen sollen 
dann fortlaufend bis 1995 folgen. 

Auch bei der diesjährigen Zählung ste­
hen in den Gemeinden freiwillige Zähle­
rinnen und Zähler im Einsatz, welche die 
notwendigen Instruktionen bereits erhal­
ten haben. Die Fragebogen für die Volks­
zählung werden Ende November an die 
Haushaltungen ausgegeben, damit die 
Zählung am Stichtag, am 4. Dezember, 
erfolgen kann. Wie Regierungsrat Renö 
Ritter am Pressegespräch erklärte, hat 
sich unser Land dem Verfahren der 
Schweiz angeschlossen, da auch die Aus­
wertung der Erhebungen in der Schweiz 
gemacht wird. 

Die Frage des Datenschutzes ist nach 
Angaben von Regierungsrät Renö Ritter 
von der Regierung abgeklärt worden. Die 
erhobenen Daten werden nach seinen 
Ausführungen nur für die Auswertung 
der Volkszählung zur Verfügung gestellt, 
anschliessend werden die Fragebogen 
vernichtet. Während auf der einen Seite 
also der Datenschutz gewährleistet ist, 
steht auf der anderen Seite die Verpflich­
tung der Bürgerinnen und Bürger zu 
wahrheitsgetreuen Angaben. 

In der Schweiz soll im Vorfeld der Zäh­
lung eine breite Informationskampagne 
durchgeführt werden. Ob in unserem 
Land auch entsprechend informiert wird, 
kam im Pressegespräch nicht zur Spra­
che. Die schweizerischen Behörden wol­
len mit der Aufklärungskampagne die 
Bedeutung der Volkszählung in bezug auf 
den vielfältigen Nutzen der erhobenen 
Daten aufmerksam machen, insbesonde­
re für die Wirtschafts-, Sozial-, Kultur-
und Raumordnungspolitik. 

bekannter Zustände auszeichnet, geht 
davon aus, dass es aufgrund der «beson­
deren liechtensteinischen Situation» kei­
ne einfachen und kurzfristig wirksamen 
Lösungen gebe, um der Bodenpreisstei­
gerung zu begegnen: «Auch massive 
staatliche Eingriffe könnten am Umstand 
nichts ändern, dass Grund und Boden 
auch in unserem Land eine unvermeidba­
re Grösse sind und die Bodenverknap­
pung in Liechtenstein ein besonderes 
Problem darstellt.» Die Regierung ver­
trete die Auffassung, dass mit verschiede­
nen Korrekturen die bestehende Situa­
tion teilweise verbessert werden könne. 
Zu diesen Korrekturen zählt der Regie­
rungsbericht die Änderung des Grund­
verkehrsgesetzes, die Revision des Bau­
gesetzes sowie die Anpassung des Wohn-
bauförderungsgesetzes. Eine der ange­
führten Korrekturen, nämlich die Revi­
sion bestehender Zustände über das neue 
Steuergesetz, dürfte freilich nicht mehr 
möglich sein, da das Volk das Steuerge­
setz mit überwältigender Mehrheit ver­
worfen hat. 

Förderung des Wohnungsbaus 
Ohne nähere Angaben weist die Regie­

rung in ihrem Bericht auf ein Konzept zur 
Förderung von preiswertem Wohnraum 
und zur Überarbeitung des Gesetzes zur 
Förderung des Wohnungsbaus hin. Die 
vorgesehenen Massnahmen sind nach 
Auffassung der Regierung geeignet, «den 
negativen Auswirkungen der heutigen 
Bodenpreissituation auf dem Wohnungs­
markt wirksam zu begegnen.» Die künfti­
ge Wohnbauförderung soll sich vor allem 
auf die einfache Bauweise und die ver­
dichteten Überbauungen konzentrieren. 
Preiswerter Wohnraum kann nach diesen 

Vorstellungen durch Gewährung von 
staatlichen Darlehen an die Gemeinden, 
andere öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten sowie gemeinnützige Institutionen 
wie auch Private gefördert werden. Zu­
dem besteht die Absicht, künftig auch 
Wohnbeihilfen zu gewähren, ohne dass 
diese Art der Unterstützung im Regie­
rungsbericht näher erläutert wird. Diese 
Massnahmen sollen unterstützt werden 
durch eine Änderung verschiedener Vor­
schriften im Baugesetz, insbesondere 
durch raumplanerische Massnahmen, die 
Förderung verdichteter Bauweise durch 
Änderung der Zonenpläne, durch ver- .  
stärkte Kontrollen der Umnutzungen von 
Wohnraum in Büroräumlichkeiten. Hin­
gegen möchte die Regierung Abstand 
nehmen von einer Änderung der Ausnüt-
zungsziffer, da dies «negative Folgen für 
das Siedlungs- und Landschaftsbild» ha­
ben könnte. 

Keine weitergehenden Massnahmen 
Weitergehende Massnahmen, bei­

spielsweise die Abschöpfung von Pla-
nungsmehrwerten, die Verpflichtung zur 
Überbauung von erschlossenem Bauland, 
die Fixierung einer Mindestausnützungs-
ziffer, das Vorkaufsrecht für die öffent-
lichte Hand oder die Sperre für den Wie­
derverkauf von Grundstücken, möchte 
die Regierung nicht ins Auge fassen: 
«Auch mit diesen Massnahmen wird es 
nicht möglich sein, das sehr knappe Bo­
denangebot in Liechtenstein zu erhöhen 
und die zahlreichen kapitalkräftigen An­
leger in unserem Land davon abzuhalten, 
für zum Verkauf angebotene Grundstük-
ke hohe Preise zu bezahlen.» 

Mehr über die Bodenproblematik im  
Innern der heutigen Ausgabe 

Warnung vor Klimakatastrophe 
Klimakonferenz in Genf geht ihrem Ende entgegen 

Genf (spk/dpa) Der jordanische König 
Hussein warnt vor einer Umweltkatastro­
phe als Folge eines möglichen Golfkrie­
ges. Vor Regierungschefs, Ministern und 
Delegationen aus über 120 Ländern sagte 
Hussein am Dienstag anlässlich der Welt-
klimakonferenz in Genf, neben chemi­
schen und biologischen Waffen könnte 
eine Zerstörung der Ölfelder und Depots 
schwerwiegende Umweltfolgen bedeu­
ten. 

Die ökologischen Auswirkungen einer 
Umweltkatastrophe in der Region mit 
dem grössten Ölpotentia} der Welt wür­
den nicht nur die Golfstaaten treffen, 
sondern die ganze Welt, meinte Hussein. 
Wenn die Hälfte der kuwaitischen ölre-
serven (etwa 50 Milliarden Barrel) in 
Flammen aufginge, würden ungeheure 
Mengen Kohlendioxid, Kohlenmonoxid 
und Schwefeldioxid die Luft verschmut--
zen; der Himmel würde im Umkreis von 
750 Kilometern schwarz werden. Eine 
friedliche Lösung der Golfkrise könne 
dies aber noch vermeiden. 

Die britische Premierministerin Marga­
ret Thatcher und der französische Regie­
rungschef Michel Rocard forderten zum 
Auftakt zweitägiger Ministerberatungen 
über den Treibhauseffekt, dass trotz offe­
ner wissenschaftlichen Fragen jetzt ge­
handelt werden müsse. Eine Politik, die 
etwa den Ausstoss von Kohlendioxid 
bremse, sei eine «Art Versicherungsprä­
mie gegen Feuer, Überschwemmungen 
oder andere Umweltkatastrophen», so 
Frau Thatcher. Es könnte billiger sein, 
wenn jetzt gehandelt werde, als wenn ab­
gewartet würde. 

Auch für den französischen Premiermi­
nister Rocard hängt der Erfolg eines 
Kampfes gegen den Treibhauseffekt da­
von ab, dass die internationale Zusam­
menarbeit intensiviert wird. Dazu müsse 
aber vor allem auch die Nord-Süd-Solida­
rität verstärkt werden. Bei den Bemü­
hungen, den Kohlendioxid-Ausstoss zu 
verringern, hätten die Industrieländer 
eine herausragende Rolle zu spielen. 

Ungarn ist 24. Mitglied im Europarat 
«Ein Loch in den Eisernen Vorhang» gerissen 

Rom (AP) Als erster Staat des ehema­
ligen Ostblocks ist Ungarn dem Europa­
rat beigetreten. Die Generalsekretärin 
der Organisation, Catherine Lalumiere, 
und der Budapester Aussenminister Geza 
Jeszensky unterzeichneten am Dienstag 
in Rom die Aufhahmeurkunde, mit der 
Ungarn das 24. Mitglied des Europarats 
wird. 

In den kommenden Monaten wird auch 
mit dem Beitritt Polens und der Tsche­
choslowakei gerecnet. Die UdSSR, Jugo­
slawien und Bulgarien haben in der älte­
sten europäischen Staatengemeinschaft 
der Nachkriegszeit einen Beobachtersta­
tus. 

Liechtenstein ist an der Konferenz 
durch Aussenminister Hans Brunhart 
vertreten. 

«Als die Zeit reif dafür war, war Un­
garn mutig genug, ein Loch in den Eisfer­
nen Vorhang zu reissen», sagte General­
sekretärin Lalumiere während der Unter­
zeichnungszeremonie im Palazzo Barbe-
rini der italienischen Hauptstadt. Die Re­
gierung in Budapest habe ebenso wie die 
Bevölkerung des Landes entscheidend 
zur Überwindung der Teilung Europas 
beigetragen. Jeszensky sprach von einem 
«bedeutsamen Tag der Geschichte so­
wohl Ungarns als auch des Europarats». 
Der  Minister würdigte den Beitritt als 
«einen der wichtigsten aussenpolitischen 
Erfolge der ungarischen Regierung». Vor 
dem Strassburger Sitz des Europarats 
wurde nach der Unterzeichnung der Bei­
trittsurkunde zusätzlich zu den Flaggen 
der bisherigen 23 Mitgliedsstaaten auch 
die Flagge Ungarns gehisst. 


